
Die Diskussion über das geplante „Zentrum gegen Vertreibungen“ schlug dieses Jahr in der
Bundesrepublik, aber vor allem in Polen und Tschechien hohe Wellen. Bei einem Treffen in
Danzig am 29. Oktober forderten Polens Präsident Kwasniewski und Bundespräsident Rau in
einer gemeinsamen Erklärung eine „europäische Lösung“. Ihren Vorschlag, „die Europäer
sollten alle Fälle von Umsiedlung, Flucht und Vertreibung, die sich im 20. Jahrhunder ereig-
net haben, gemeinsam neu bewerten und dokumentieren“, wies der tschechische Präsident
Václav Klaus als „Weg zur Wiedereröffnung eines mehrfach geschlossenen und sensiblen
Themas der Vergangenheit“ zurück. – D. Red.

Im 20. Jahrhundert wurden in Europa viele Millionen Menschen Opfer von Umsiedlung,
Flucht und Vertreibung. 

Einen besonderen Platz in der Erinnerung des polnischen und des deutschen Volkes neh-
men Greueltaten ein, die an Millionen von Menschen in Folge des vom menschenverachten-
den nationalsozialistischen Unrechtsregimes entfesselten Krieges verübt worden sind. 

Dieses Martyrium hat Millionen von Menschenleben gekostet. Es hat das Leben vieler
weiterer Menschen mit Schmerz, Verlust und Trauer überschattet. Es hat viele Gesellschaf-
ten grundlegend verändert, und es beeinflusst weiterhin die Beziehungen zwischen unseren
Völkern. Umsiedlung, Flucht und Vertreibung sind Teil der Geschichte Europas und damit
auch Teil seiner Identität. 

Angesichts dieser bitteren Vergangenheit müssen wir unsere Anstrengungen für eine
bessere Zukunft vereinen. Wir müssen der Opfer gedenken und dafür sorgen, dass es die
letzten waren. Jede Nation hat das selbstverständliche Recht, um sie zu trauern, und es ist
unsere gemeinsame Verpflichtung, dafür zu sorgen, dass Erinnerung und Trauer nicht miss-
braucht werden, um Europa erneut zu spalten. Deshalb darf es heute keinen Raum mehr ge-
ben für Entschädigungsansprüche, für gegenseitige Schuldzuweisungen und für das Auf-
rechnen der Verbrechen und Verluste. 

Die Europäer sollten alle Fälle von Umsiedlung, Flucht und Vertreibung, die sich im 20.
Jahrhundert in Europa ereignet haben, gemeinsam neu bewerten und dokumentieren, um
ihre Ursachen, ihre historischen Hintergründe und ihre vielfältigen Konsequenzen für die
Öffentlichkeit verständlich zu machen. All dies kann nur im Geist der Versöhnung und
Freundschaft erreicht werden. Es wird uns umso fester miteinander verbinden. 

Wir rufen dazu auf, einen solchen aufrichtigen europäischen Dialog über diese wichtige
Frage, die unsere Vergangenheit und unsere gemeinsame Zukunft betrifft, zu führen, und
erwarten, dass hoch angesehene Persönlichkeiten, Politiker und Vertreter der Zivilgesell-
schaft ihren Beitrag dazu leisten werden. Sie sollten auch Empfehlungen formulieren, in
welchen Formen und Strukturen dieser Prozess einer europäischen Bestandsaufnahme und
Dokumentation durchgeführt werden kann. 

Wir sind überzeugt davon, dass die Ergebnisse dieses europäischen Dialoges einen wich-
tigen Beitrag zur Vertiefung unseres gegenseitigen Verständnisses und zur Stärkung unse-
rer Gemeinsamkeiten als Bürger Europas leisten werden.
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Kein Raum für das Aufrechnen der Verbrechen 
und Verluste

Gemeinsame Erklärung von Bundespräsident Johannes Rau 
und dem Präsidenten der Republik Polen, Aleksander Kwasniewski,

vom 29. Oktober 2003 

(Wortlaut)




